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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 22. Oktober 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Die am 1961 geborene KlÃ¤gerin hat den Beruf der Erzieherin erlernt und war
zuletzt als Leiterin einer KindertagesstÃ¤tte versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
Seit 25. September 2013 ist die KlÃ¤gerin aufgrund einer Erkrankung der rechten
Brust (in HeilungsbewÃ¤hrung) schwerbehindert mit einem Grad der Behinderung
von 50. Vom 27. Januar 2015 bis 11. MÃ¤rz 2015 war die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig
krank und nahm vom 11. Februar 2015 bis 11. MÃ¤rz 2015 an einer stationÃ¤ren
Rehabilitations-MaÃ�nahme im Reha-Zentrum T. teil (Diagnosen gemÃ¤Ã� Reha-
Kurzbrief vom 10. MÃ¤rz 2015: Mamma-Ca re. (ED:04/13), pT2pN0 (0/1) pMxL0 V0
R0; BET, Wundrevisio, Radiatio, Tamoxifen 1 Jahr, ErschÃ¶pfung Sy., V.a.
mittelgradige SAS, Gonalgie li., Adipositas), aus der sie arbeitsfÃ¤hig entlassen
wurde.
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Am 2. Juni 2016 beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung. Sie gab an, sie sei seit 25. April 2016 wegen eines Z.n.
Brustkrebs-Operation am 19. MÃ¤rz 2013 und 29. April 2013 mit totaler
ErschÃ¶pfung seit der letzten Bestrahlung am 30. Juli 2013, psychischer Belastung
durch ein bei der letzten Krebsvorsorge festgestelltes LymphÃ¶dem,
Knochenschmerzen und Rheuma durch die Einnahme der Krebsmedikamente sowie
schnelle ErmÃ¼dung mit sehr langen Erholungsphasen erwerbsgemindert und
kÃ¶nne ihre bisherige TÃ¤tigkeit nur noch fÃ¼nf Stunden tÃ¤glich verrichten.

Die Beklagte holte den Ã¤rztlichen Befundbericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. S.W. vom 21. Juni 2016 ein und lieÃ� die KlÃ¤gerin von dem Arzt
fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie Dr. A. begutachten. Dieser diagnostizierte in
seinem Gutachten vom 12. Juli 2016 eine lÃ¤ngere depressive Anpassungsreaktion
bei Belastung und hielt die TÃ¤tigkeit einer Einrichtungsleitung mit
FÃ¼hrungsfunktion, Verantwortung fÃ¼r Personal und gleichzeitigen Aufgaben in
der Kinderbetreuung selbst nur drei bis vier Stunden tÃ¤glich fÃ¼r verrichtbar. Eine
sonstige TÃ¤tigkeit im erlernten Beruf als Erzieherin wie auch sonstige leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten noch vollschichtig â�� unter
BerÃ¼cksichtigung der dargelegten qualitativen EinschrÃ¤nkungen
(EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich KonfliktbewÃ¤ltigungsfÃ¤higkeit, Belastbarkeit
unter Zeitvorgaben, UmstellungsfÃ¤higkeit und AnpassungsfÃ¤higkeit) ausgeÃ¼bt
werden. Ferner holte die Beklagte das Gutachten des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Unfallchirurgie Dr. G. vom 19. Juli 2016 ein. Dieser nannte als Diagnosen eine
schwere deutliche mediale Gonarthrose links, ein Impingementsyndrom der linken
Schulter bei Zustand nach Schulterluxationen sowie erhebliche arthrotische
VerÃ¤nderungen der Fingergelenke bds. und nicht orthopÃ¤disch: Adipositas
permagna, Zustand nach Mamma Ca OP rechts, LymphÃ¶dem rechter Arm, laut
Patientin neu aufgetretene Rheuma-Erkrankung. Die KlÃ¤gerin sei durch die
erheblichen degenerativen VerÃ¤nderungen des linken Kniegelenks und der
HÃ¤nde im Alltag und im Berufsleben deutlich eingeschrÃ¤nkt und solle
TÃ¤tigkeiten mit Tragen von schweren Lasten, langem Knien, Zwangshaltungen und
hÃ¤ufigem Greifen mit den Fingern vermeiden. FÃ¼r mittelschwere bis schwere
TÃ¤tigkeiten sei sie nur drei bis unter sechs Stunden einsetzbar. FÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten mit wechselnder Arbeitsposition und den o.g. EinschrÃ¤nkungen sei
die KlÃ¤gerin Ã¼ber sechs Stunden einsetzbar. In ihrem bisherigen Beruf als
Erzieherin sei sie drei bis unter sechs Stunden einsetzbar.

Mit Bescheid vom 19. August 2016 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab, weil
die KlÃ¤gerin die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen Erwerbsminderung nicht erfÃ¼lle. In ihrem dagegen gerichteten
Widerspruch brachte die KlÃ¤gerin vor, sie kÃ¤mpfe seit ihrer Krebserkrankung
bzw. seit sie wieder volle 40 Stunden als Erzieherin und Hausleiterin arbeite, jeden
Tag mit anhaltender MÃ¼digkeit und ErschÃ¶pfung. Bei Wetterwechsel kÃ¤men
noch Rheumaschmerzen hinzu. Sie sei in psychologischer Behandlung. Die Beklagte
lieÃ� die von der KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren vorgelegten Arztbriefe und
den Befundberichte des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die/Rheumatologie Dr. R. vom 2.
November 2016 durch den Beratungsarzt E. auswerten, der in seiner Stellungnahme
vom 11. Januar 2017 keine rentenrelevante BeeintrÃ¤chtigung sah. Mit
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Widerspruchsbescheid vom 7. MÃ¤rz 2017 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 27. MÃ¤rz 2017 Klage beim Sozialgericht Stuttgart
(SG) erhoben und ihr Begehren weiterverfolgt. Seit ihrer Krebserkrankung sei sie
nicht mehr so leistungsfÃ¤hig wie frÃ¼her und kÃ¶nne dem Kindergartenalltag
nicht mehr 8 Stunden tÃ¤glich standhalten. Dies fÃ¼hre bei ihr zu
psychosomatischen Beschwerden. Die KlÃ¤gerin hat weitere Ã¤rztliche Unterlagen
(pathologisch-anatomisches Gutachten des Pathologen Dr. H. vom 15. Dezember
2017 [Beurteilung u.a.: floride ulzerierende Ileitis bzw. EntzÃ¼ndungen im Bereich
der Bauhin-Klappe, vereinbar mit einer chronisch-entzÃ¼ndlichen Darmerkrankung,
in erster Linie nach Art eines Morbus Crohn, kein Anhalt fÃ¼r MalignitÃ¤t])
vorgelegt. Das SG hat zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin schriftlich
als sachverstÃ¤ndige Zeugen vernommen. Der Facharzt fÃ¼r GynÃ¤kologie Dr. S.
hat ein ErschÃ¶pfungssyndrom, Rheuma, Mammainduration, Mastitis
nonpuerperalis, Mamma-Carcinom, onkologische Nachsorge und Hitzewallungen
diagnostiziert und angegeben, die KlÃ¤gerin sei weiterhin durch ihre Erkrankungen
stark eingeschrÃ¤nkt und stehe dem Arbeitsmarkt nicht vollumfÃ¤nglich zur
VerfÃ¼gung.

Der OrthopÃ¤de und Unfallchirurg Dr. R. hat die von ihm erhobenen Befunde
vorgelegt und mitgeteilt, eine leichte TÃ¤tigkeit sei aus orthopÃ¤discher Sicht auch
vollschichtig mÃ¶glich.

Der Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. H. hat aufgrund des Gesamtbildes aus
physischen und psychischen Erkrankungen (Mammakarzinom, Adipositas
permagna, Arthrosen, InfektanfÃ¤lligkeit, Krebserkrankung des Ehemannes) eine
TÃ¤tigkeit Ã¼ber drei Stunden am Tag und/oder mit Personalverantwortung nicht
fÃ¼r angebracht gehalten.

Die Neurologin/Psychiaterin Dr. R. hat mitgeteilt, sie habe die KlÃ¤gerin einmalig
am 20. September 2016 behandelt, davor sei die KlÃ¤gerin dreimal bei Dr. S.W.
vorstellig gewesen, die im Juni 2015 die Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung im
Rahmen negativer Lebensereignisse gestellt habe. In welchem Umfang die
Verrichtung einer kÃ¶rperlich leichten BerufstÃ¤tigkeit mÃ¶glich sei, kÃ¶nne sie
durch die ihr vorliegenden Unterlagen nicht beurteilen.

Ferner hat das SG von Amts wegen den Arzt fÃ¼r Chirurgie, Unfallchirurgie &
OrthopÃ¤die Dr. N. mit der Erstellung des Gutachtens vom 21. Juni 2018 beauftragt,
der das Gutachten zusammen mit dem Internisten/Rheumatologen Dr. B. erstellt
und das neurologisch-psychiatrische Zusatzgutachten des Facharztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. V. vom 18. Juni 2018 integriert hat.

Dr. V. hat auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet eine AnpassungsstÃ¶rung
mit depressiver Reaktion, derzeit leicht bis mittelgradig ausgeprÃ¤gt, angegeben.
Die StÃ¶rung fÃ¼hre zu einer eingeschrÃ¤nkten affektiven SchwingungsfÃ¤higkeit,
einem Insuffizienzerleben, dem GefÃ¼hl einer PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung, einer
gewissen AntriebsstÃ¶rung und einer affektiven LabilitÃ¤t. Ferner bestehe der
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Verdacht auf Schlafapnoesyndrom, wobei diese StÃ¶rung derzeit nicht nachweislich
zu einer RÃ¼ckwirkung auf das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼hre, zudem nicht gesichert
und gut behandelbar sei. Es seien weiterhin TÃ¤tigkeiten ohne Nachtschichten,
ohne besondere Anforderung an Konzentration, GedÃ¤chtnis und Stresstoleranz
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich. Auch TÃ¤tigkeiten mit Verantwortung
fÃ¼r Menschen oder Maschinen, auch die bisherige TÃ¤tigkeit als Erzieherin, seien
weiterhin leistbar. Aus neurologisch-psychiatrischer Sicht ergebe sich auch keine
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit. Der KlÃ¤gerin sei es weiterhin mÃ¶glich, bis
3mal tÃ¤glich Ã¼ber jeweils 1 Stunde mit ihrem Hund spazieren zu gehen.

Dr. N. hat als chirurgisch-orthopÃ¤dische-rheumatologische Diagnosen einen Z.n.
mehrfachen Knie-Arthroskopien bds. mit nicht nÃ¤her bekannten
Meniskusteilentfernungen, Z.n. valgisierender Umstellungsosteotomie linkes Knie
2010 mit Beckenkammspan und einer eingelegten Platte, bei Infektentwicklung
lokale Revisionen mit Einlage einer Dauerdrainage, erfolgte zeitgemÃ¤Ã�e
komplette Metallentfernung, radiologisch fortgeschrittene mediale Gonarthrose
bds., aktuell sonographisch leichte Ergussbildung, bds. links-fÃ¼hrend, freie
Gelenksbeweglichkeit, erhaltene sozialrechtlich relevante GehfÃ¤higkeit bei
ableitbarer Belastungsminderung mitbedingt durch Adipositas per magna;
mÃ¤Ã�ige (radiologisch/klinisch) Fingerpolyarthrose Typ Heberden,
FunktionsstÃ¶rungen wohl Ã¼berlagert durch Residuen diverser SportunfÃ¤lle mit
inkomplettem Faustschluss und V.a. Gelenkdestruktion DIP (Endgelenk) D2 rechts,
erhaltene Faustschlusskraft und Daumenkneifkraft; Z.n. wohl Schultererstluxation
links November 1993 mit nachfolgenden am ehesten habituellen Schulterluxationen
links und im Verlauf nicht nÃ¤her bekannte Arthroskopie mit Labrum (Gelenklippen)
â�� und Bandrekonstruktion, zuletzt mitgeteilte Arthroskopie 2009 bei Synovialitis
(Gelenkhautreizung), aktuell freie aktive/passive Schultergelenksbeweglichkeit und
â��Funktion ohne erkennbare Reizzeichen oder strukturbedingte Funktions-
Besonderheiten; mitgeteilte degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule,
Adipositas per magna, keine aktuelle Wurzelreizsymptomatik, kein
sensomotorisches Defizit und ohne aktuelle diesbezÃ¼gliche Funktionsbehinderung
bei erheblichem Ã�bergewicht und derzeit fehlende bedeutsame stato-myalgische
(Belastungs)-Beschwerden bei abtrÃ¤glichen Haltungen/Belastungen und ohne
nachweisliche Wurzelreizerscheinungen laut Akte und ohne aktuelle Ã¼ber den BMI
hinaus gehende mehr als leichte WirbelsÃ¤ulen-Funktionslimitierung inklusive
ereignisloser Gehbandtestung auf 350 m in 10 Minuten. Als Nebendiagnosen ohne
RÃ¼ckwirkung auf die LeistungsfÃ¤higkeit hat Dr. N. folgende Diagnosen mitgeteilt:
kein sicherer Hinweis auf entzÃ¼ndlich/rheumatologische Gelenkserkrankung bei
subjektiv geklagten Beschwerden bei negativem EntzÃ¼ndungslabor, negativer
Skelettszintigraphie, fehlendem Hinweis auf eine Gelenkshautbeteiligung
(Synovialitis); Appendektomie; Tonsillektomie; Z.n. nicht nÃ¤her bekannter
KeilverschmÃ¤lerung linke Achillessehne 2006, Z.n. Mammateilresektion rechts bei
Mamma-CA 2013 (pT1 G2 P2N0) mit nachfolgender Radiatio, einjÃ¤hrigem
Tamoxifen, aktuell ohne Rezidivnachweis, unter regelmÃ¤Ã�iger Lymphdrainage
aktuell keine Hinweise auf relevante LymphabflussstÃ¶rungen, freie
Schulterfunktion rechts; Z.n. subtotaler SchilddrÃ¼senresektion wegen mitgeteilter
Knotenstruma, unter Hormonsubstitution euthyreot; Z.n. mitgeteilter
Daumenbasisverletzung im Rahmen eines Sportunfalls ohne Residuen; Z.n.
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Kleinzehenverletzungen, diverse Fingergelenksluxationen; 12/2017 endoskopisch an
der IC-Klappe unspezifische Fibrin-belegte Erosionen mit ansonsten unauffÃ¤lligen
SchleimhautverhÃ¤ltnissen, mitgeteilte Neigung zu am ehesten stressbedingten
DurchfÃ¤llen, am ehesten im Rahmen einer somatoformen autonomen
FunktionsstÃ¶rung ("Reizdarm" [Colon irritable]). Auf internistischem Fachgebiet hat
Dr. N. V.a. Hypertonie, nicht behandelt, ohne bekannte assoziierte
Folgeerkrankungen, Leberverfettung/LebervergrÃ¶Ã�erung, Nebennierenadenom
rechts (Inzidentalom ohne Hormonproduktion und auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet (s. Gutachten Dr. V.) eine AnpassungsstÃ¶rung mit depressiver
Reaktion, derzeit leicht bis mittelgradig ausgeprÃ¤gt und Verdacht auf
Schlafapnoesyndrom mitgeteilt. Dr. N. hat mindestens leichte TÃ¤tigkeiten
integrierend, z.B. Ã¼berwiegend im Sitzen, in anteilig wechselnder KÃ¶rperhaltung
zwischen Sitzen, Stehen und Gehen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig
fÃ¼r leidensgerecht gehalten â�� unter Beachtung nÃ¤her dargelegter qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen.

Nachdem die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin auf den gleichzeitig mit dem
Gutachten Ã¼bersandten Hinweis des Gerichts, dass das Gutachten das
Klagebegehren nicht stÃ¼tze und die Bitte um Mitteilung binnen drei Wochen, ob
die Klage zurÃ¼ckgenommen werde (Zugang am 16. Juli 2018), nicht reagierte, ist
sie am 25. September 2018 an die ausstehende Antwort erinnert und gleichzeitig
auf die beabsichtigte Entscheidung durch Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 105 SGG
hingewiesen worden. Mit Schreiben vom 18. Oktober 2018 hat die
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin um FristverlÃ¤ngerung bis 26. Oktober 2018
gebeten und mitgeteilt, dass mit einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid kein
EinverstÃ¤ndnis bestehe. Mit Gerichtsbescheid vom 22. Oktober 2018 hat das SG
die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, mindestens sechs
Stunden am Tag unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein. Dabei hat sich das SG im Wesentlichen auf
die Feststellungen des von den SachverstÃ¤ndigen Dr. N., Dr. B. und Dr. V.
erstellten Gutachtens gestÃ¼tzt. Die BeeintrÃ¤chtigungen im internistischen und
orthopÃ¤dischen Bereich bedingten unter BerÃ¼cksichtigung der von Dr. N. und Dr.
B. genannten Diagnosen und der von ihnen erhobenen Untersuchungsbefunde
jeweils fÃ¼r sich genommen und auch zusammengenommen zwar qualitative, nicht
aber quantitative EinschrÃ¤nkungen. Auch auf psychischem Gebiet lÃ¤gen keine
krankheits â�� oder behinderungsbedingten BeeintrÃ¤chtigungen vor, die zu einer
zeitlichen EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit auf unter sechs Stunden
arbeitstÃ¤glich fÃ¼hren wÃ¼rden. Bei der im Gutachten des Dr. V. geschilderten
gut erhaltenen Tagesstruktur ohne sozialen RÃ¼ckzug zeige sich keine fÃ¼r die
ErwerbsfÃ¤higkeit relevante EinschrÃ¤nkung der Belastbarkeit.

Gegen den ihrer ProzessbevollmÃ¤chtigten am 29. Oktober 2018 zugestellten
Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 29. November 2018 Berufung beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt und ihr Begehren
weiterverfolgt. Durch die Ablehnung der FristverlÃ¤ngerung vor der Entscheidung
des SG durch Gerichtsbescheid liege eine Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs vor.
Ferner seien die AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. N. und Dr. V. unter
BerÃ¼cksichtigung der abweichenden Auffassungen der behandelnden Ã�rzte Dr.
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H. und Dr. S. zu ihrer LeistungsfÃ¤higkeit nicht zur objektiven Beurteilung ihres
Gesundheitszustands geeignet. Da die Untersuchung im Rahmen der Begutachtung
insgesamt vier Stunden, verteilt auf zwei Tage, gedauert habe, kÃ¶nne der
SachverstÃ¤ndige keine Aussage darÃ¼ber machen, inwieweit sie ermÃ¼de. Auch
die Aussage, dass eine chronisch entzÃ¼ndliche Darmerkrankung im engeren Sinne
nicht festgestellt werden kÃ¶nne, sei unter BerÃ¼cksichtigung der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des Dr. H., wonach sie nur bedingt
Medikamente vertrage, nicht nachvollziehbar. Soweit der SachverstÃ¤ndige
wÃ¤hrend der vierstÃ¼ndigen Anwesenheit keine "Durchfall-Besonderheiten"
festgestellt habe, mÃ¼sse er im Rahmen der Begutachtung die Berichte und
Ã¤rztlichen Stellungnahmen der behandelnden Ã�rzte berÃ¼cksichtigen. Auch die
orthopÃ¤dischen Untersuchungsbefunde seien nicht nachvollziehbar, zumal seit
2016 der Verdacht auf eine rheumatologische Grunderkrankung bestehe, mit der
sich der Gutachter aber nicht auseinandergesetzt habe. Dr. N. kÃ¶nne auch keine
Angaben zu Ã�berkopfbewegungen machen, weil sie ein Kleid angehabt habe,
welches sie nicht Ã¼ber den Kopf gezogen habe. Sie habe somit beim An- und
Ausziehen keine entsprechenden Bewegungen gemacht. Die von ihr wÃ¤hrend der
Untersuchung geÃ¤uÃ�erten Schmerzen habe der Gutachter nicht berÃ¼cksichtigt.
Er kÃ¶nne auch keine Aussage dazu machen, ob LymphabflussstÃ¶rungen
vorlÃ¤gen, weil er ihre Brust nicht untersucht habe. DarÃ¼ber hinaus lieÃ�en
verschiedene Ã�uÃ�erungen des Gutachters lieÃ�en Zweifel an seiner
Unparteilichkeit aufkommen. Er habe z.B. die Schwellungen im Bereich der
Kniegelenke als Fettverdickungen bezeichnet und ihr eine Magenverkleinerung
empfohlen. Seine Feststellungen seien davon geprÃ¤gt, dass er ihre
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen lediglich auf das Ã�bergewicht zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
habe und auf die tatsÃ¤chlichen BeeintrÃ¤chtigungen nicht eingegangen sei. Im
Gutachten des Dr. V. wÃ¼rden ihre AktivitÃ¤ten im privaten Bereich falsch
wiedergegeben. Sie besuche ihre demenzkranke Mutter lediglich einmal in der
Woche im Pflegeheim, benÃ¶tige nach diesem Besuch mehrere Stunden Ruhe und
habe nach jedem Besuch einen "Morbus Crohn-Anfall". Sie gehe zwar mit ihrem
Hund dreimal tÃ¤glich an die frische Luft und dieser helfe ihr, morgens den
Tagesablauf zu starten, jedoch gehe sie mit ihm nicht jeweils eine Stunde spazieren,
sondern besuche lediglich eine Hundewiese, wo sie den Hund fÃ¼r ca. 30 Minuten
laufen lasse und dann wieder zurÃ¼ck gehe. Sie helfe auch nur ihrer Tochter, die an
einer depressiven StÃ¶rung leide, indem sie Fahrdienste fÃ¼r sie Ã¼bernehme und
gelegentlich WÃ¤sche zusammenlege. Ansonsten mÃ¼ssten die Kinder meist nach
der Arbeit vorbeikommen und nach ihr schauen. Sie versorge weder ihre Kinder
noch ihre Enkel und bei gemeinsamen Urlauben mit der Tochter und den
Enkelkindern sei die Tochter fÃ¼r die Versorgung und Betreuung der Enkel
zustÃ¤ndig. Sie sei auch nicht in der Lage, lÃ¤ngere Gartenarbeit durchzufÃ¼hren,
sondern jÃ¤te nur manchmal ca. 10 Minuten und benÃ¶tige danach eine lÃ¤ngere
Pause. Die falsche Anamnese der SachverstÃ¤ndigen habe zu faschen Folgerungen
gefÃ¼hrt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 22. Oktober 2018
aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 19. August 2016
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in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 7. MÃ¤rz 2017 zu verurteilen, ihr
Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise teilweiser Erwerbsminderung,
auch bei BerufsunfÃ¤higkeit, zu gewÃ¤hren, hilfsweise weitere Gutachten
einzuholen, wie mit Schriftsatz vom 10. Mai 2019 beantragt.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat an ihrer Rechtsauffassung festgehalten.

Der Senat hat von Amts wegen ergÃ¤nzende Stellungnahmen der
SachverstÃ¤ndigen Dr. N. und Dr. V. zu den von der KlÃ¤gerin vorgebrachten
Kritikpunkten und die sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft der Diplom-Psychologin
Dr. L. eingeholt.

Dr. N. hat u.a. dargelegt, dass die chirurgisch-orthopÃ¤dische Begutachtung an
einem Tag von 10.30 Uhr bis 14 Uhr und nach einer Pause von 18 bis 18.45 Uhr
stattgefunden habe, so dass seine Angabe, dass keine MÃ¼digkeit aufgefallen sei,
in Anbetracht des hinlÃ¤nglich langen Beobachtungszeitraums sachgerecht sei. Die
Aussagen auf allgemeinchirurgischem Fachgebiet ("Reizdarm" [Colon irritable])
ergÃ¤ben sich anhand des bekannten bzw. mitgebrachten Aktenmaterials.
BezÃ¼glich der erwÃ¤hnten freien aktiven und passiven
Schultergelenksbeweglichkeit- und funktion hat Dr. N. ergÃ¤nzend zu seinen
schriftlichen AusfÃ¼hrungen im Gutachten auf die (nochmals) in AuszÃ¼gen
beigelegte Bilddokumentation verwiesen, die fÃ¼r sich spreche. Auch wenn seit
2016 der Verdacht auf eine rheumatologische Grunderkrankung bestehe, reiche
eine Verdachtsdiagnose nicht aus und es sei allein relevant, dass sich keine
diesbezÃ¼glichen FunktionsstÃ¶rungen mit RÃ¼ckwirkung auf das
LeistungsvermÃ¶gen ergeben hÃ¤tten. Die Ã�uÃ�erungen zur angeblich fehlenden
ObjektivitÃ¤t seien tendenziÃ¶s. Die Angaben der KlÃ¤gerin zu ihren privaten
AktivitÃ¤ten seien in ihrem Beisein diktiert worden und hÃ¤tten deshalb weiterhin
Bestand. Die Behauptung, dass die KlÃ¤gerin bei der Untersuchung ein Kleid
getragen habe, das sie nicht Ã¼ber den Kopf gezogen habe, sei nachweislich
unwahr, weil auf der Bilddokumentation zu sehen sei, dass sie â�� wie im
Gutachten angegeben â�� eine extralange Bluse bzw. ein einteiliges Kleid getragen
habe, das man (bei den vorhandenen KÃ¶rperdimensionen) nicht anders als
Ã�berkopf ausziehen kÃ¶nne. Zu den FunktionsstÃ¶rungen der HÃ¤nde und Finger
seien â�� entsprechend der Angaben der KlÃ¤gerin â�� im Gutachten
entsprechende Bemerkungen schriftlich festgehalten worden.
LymphabflussstÃ¶rungen seien â�� wie im Gutachten dokumentiert â�� im Bereich
der HÃ¤nde und Arme untersucht worden. Eine LymphabflussstÃ¶rung an der Brust
sei weder von der KlÃ¤gerin vorgetragen noch anderweitig dokumentiert worden
und auch fÃ¼r die Bewertung der LeistungsfÃ¤higkeit nicht relevant. Er habe keine
unangebrachten Ã�uÃ�erungen zur KÃ¶rperstatur der KlÃ¤gerin gemacht. Er habe
die Formulierung Fett-Verdickungen im Gutachten nicht benutzt und die
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen nicht lediglich auf das Ã�bergewicht
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt, sondern sich ausfÃ¼hrlich mit der Aktenlage, der Klinik und
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differenzialdiagnostischen Gedanken auseinandergesetzt. Die Ã�uÃ�erungen zum
KÃ¶rpergewicht seien weder tendenziÃ¶s, noch anderweitig verletzend formuliert.
Die KlÃ¤gerin habe auch Gelegenheit gehabt, sich zur Medikamentenanamnese und
relevanten Medikamenten, die nicht vertragen werden, sowie dem Stuhlgang
Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnen. Insgesamt seien von der KlÃ¤gerin keine neuen medizinischen
Erkenntnisse vorgetragen oder relevante Befundberichte seit April 2018 vorgelegt
worden, so dass es bei der Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens verbleibe.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. V. hat in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 22.
August 2019 mitgeteilt, dass seine AusfÃ¼hrungen zu den AktivitÃ¤ten der
KlÃ¤gerin im privaten Bereich auf ihren eigenen Angaben beruhten. Die Angaben
der Probanden wÃ¼rden in deren Anwesenheit diktiert, wobei sie die MÃ¶glichkeit
hÃ¤tten, MissverstÃ¤ndnisse auszurÃ¤umen oder ErgÃ¤nzungen vorzunehmen, was
sehr hÃ¤ufig auch erfolge. Die Darstellung des Tagesablaufs im Gutachten stimme
also mit den Angaben der KlÃ¤gerin Ã¼berein. Entgegen der Kritik der KlÃ¤gerin
habe er im Gutachten â�� wie jetzt vorgetragen â�� einen wÃ¶chentlichen Besuch
der Mutter im Pflegeheim angefÃ¼hrt. Soweit die KlÃ¤gerin auf Morbus Crohn â��
AnfÃ¤lle nach den Besuchen bei der Mutter hingewiesen habe, leide sie
offensichtlich nicht an Morbus Crohn, weil ein solcher nach ihren Angaben
ausgeschlossen worden sei. Auch die weiteren Angaben zum Tagesablauf,
beispielsweise die Zeitabschnitte von einer Stunde, die sie mit ihrem Hund
zurÃ¼cklege, seien von der KlÃ¤gerin so geschildert worden. Im Gutachten sei auch
â�� entgegen der Darstellung der KlÃ¤gerin â�� nicht geschildert worden, dass sie
ihre vier Enkel versorge, sondern lediglich ausgefÃ¼hrt worden, dass gelegentlich
eines der Enkelkinder vorbeikomme, abends oder am Wochenende auch relativ
hÃ¤ufig. Die aufgrund der Anamneseerhebung, des erhobenen Befunds und der
psychometrischen Testung gestellte Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung mit
leichter bis mittelgradiger Depression rechtfertige keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung. Insbesondere der geschilderte Tagesablauf habe gegen
eine ausgeprÃ¤gtere depressive Verstimmung gesprochen. Die Verdachtsdiagnose
eines Schlafapnoe-Syndroms, die schon vor der Begutachtung von den
behandelnden Ã�rzten gestellt worden sei, sei mit eingehender BegrÃ¼ndung
gestellt worden. Die geÃ¤uÃ�erten Zweifel an der ObjektivitÃ¤t der Begutachtung
hat Dr. V. von sich gewiesen und weiterhin an seiner Leistungsbeurteilung
festgehalten.

Dr. L. hat in ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft angegeben, die KlÃ¤gerin
habe sich nach einem VorgesprÃ¤ch am 15. November 2016 vom 30. Januar 2017
bis 15. August 2019 bei ihr in psychotherapeutischer Behandlung mit 80
Behandlungssitzungen in Einzeltherapie befunden. Es sei eine mittelgradige
depressive Episode mit somatischen Symptomen, SomatisierungsstÃ¶rung und eine
histrionische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit narzisstischen ZÃ¼gen diagnostiziert
worden. Am Ende der Langzeittherapie sei der Schweregrad der depressiven
StÃ¶rung leicht bis mittel, der SomatisierungsstÃ¶rung und der
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mittel gewesen. WÃ¤hrend der Behandlung hÃ¤tten
bezÃ¼glich der Depression und der SomatisierungsstÃ¶rung immer wieder, zum
Teil deutliche Verbesserungen erzielt werden kÃ¶nnen, die jedoch nicht dauerhaft
gewesen seien. Die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung habe allenfalls diskret gemindert
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werden kÃ¶nnen. Der KlÃ¤gerin sei es zwar mit einigen Situationen bzw.
Situationsklassen, die zu Beginn der Behandlung massive Symptomatik ausgelÃ¶st
hÃ¤tten, besser bis gut umzugehen, in einigen Feldern hÃ¤tten jedoch nur
mÃ¤Ã�ige Verbesserungen erzielt werden kÃ¶nnen und es seien immer wieder
neue Situationen aufgetreten, die zu neuerlichen, massiven Beschwerden gefÃ¼hrt
hÃ¤tten.

Wegen des weiteren Vorbringens und der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die
Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Prozessakten beider Instanzen Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144, 151 SGG zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist
nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder
teilweiser Erwerbsminderung. Rechtsgrundlage fÃ¼r die hier begehrte Rente wegen
Erwerbsminderung ist Â§ 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI). Nach Â§ 43
Abs. 1 Satz 1 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie 1. teilweise
erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben. Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI). Anspruch auf
Rente wegen voller Erwerbsminderung haben Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI, wenn sie 1. voll
erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben. Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). Voll erwerbsgemindert sind
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI auch 1. Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2, die
wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
tÃ¤tig sein kÃ¶nnen und 2. Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der allgemeinen
Wartezeit voll erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen
Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Nicht erwerbsgemindert ist
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 3 SGB VI, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann, wobei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.

Das Vorliegen einer rentenberechtigenden Leistungsminderung und auch der
weiteren Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder
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teilweiser Erwerbsminderung muss im Vollbeweis objektiv nachgewiesen sein. Dies
erfordert, dass die Tatsachen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
vorliegen mÃ¼ssen (vgl. auch Bayerisches Landessozialgericht, Urteile vom 15.
Januar 2009 â�� L 14 R 111/07 und vom 8. Juli 2010 â�� L 14 R 112/09). Mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bedeutet, dass bei vernÃ¼nftiger
AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens der volle Beweis fÃ¼r das
Vorliegen der genannten Tatsache â�� hier der vollen oder teilweisen
Erwerbsminderung begrÃ¼ndenden EinschrÃ¤nkungen des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens â�� als erbracht angesehen werden kann. Eine bloÃ�e
gewisse Wahrscheinlichkeit genÃ¼gt nicht. Kann das Gericht das Vorliegen der den
Anspruch begrÃ¼ndenden Tatsachen trotz AusschÃ¶pfung aller zur VerfÃ¼gung
stehenden ErkenntnismÃ¶glichkeiten nicht feststellen, geht dieser Umstand zu
Lasten desjenigen, der aus diesem Sachverhalt Rechte herleiten will, hier also zu
Lasten der KlÃ¤gerin.

Gemessen hieran ist die KlÃ¤gerin weder voll noch teilweise erwerbsgemindert. Das
SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheids unter
Zugrundelegung der vorgenannten Anspruchsvoraussetzungen â�� im
Wesentlichen gestÃ¼tzt auf die Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. N., Dr. B.
und Dr. V. in deren von Amts wegen erstellten Gutachten â�� zutreffend dargelegt,
dass die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder
teilweiser Erwerbsminderung hat, weil sie noch in der Lage ist, mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein. Das SG hat sich hierbei zu Recht auf die von
den SachverstÃ¤ndigen Dr. N. und Dr. B. auf internistischem und orthopÃ¤dischem
Fachgebiet erhobenen klinisch und radiologischen Untersuchungsbefunde, die
angegebenen Diagnosen und qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen bezogen und
sich den AusfÃ¼hrungen des Dr. V., dass auf psychischem Gebiet keine krankheits-
oder behinderungsbedingten BeeintrÃ¤chtigungen vorliegen, die zu einer zeitlichen
EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼hren, angeschlossen.
Dabei hat das SG in seine Entscheidung einbezogen, dass Dr. V. keine
ausgeprÃ¤gte EinschrÃ¤nkung der Dauerbelastbarkeit und des
DurchhaltevermÃ¶gens feststellen konnte und hierbei insbesondere den im
Gutachten wiedergegebenen Tagesablauf mit gut erhaltener Tagesstruktur und
fehlendem sozialen RÃ¼ckzug berÃ¼cksichtigt. Der Senat schlieÃ�t sich dem nach
eigener Ã�berprÃ¼fung und unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der
KlÃ¤gerin uneingeschrÃ¤nkt an und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG zurÃ¼ck.

Aus dem Vorbringen der KlÃ¤gerin im Rahmen der BerufungsbegrÃ¼ndung ergeben
sich keine wesentlich neuen Erkenntnisse. ZunÃ¤chst liegt keine von der KlÃ¤gerin
gerÃ¼gte Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs vor. Sie hatte bereits im
erstinstanzlichen Verfahren ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme zu den
Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. N., Dr. B. und Dr. V., weil diese ihrer
ProzessbevollmÃ¤chtigten bereits am 16. Juli 2018 mit der Bitte um Stellungnahme
innerhalb von drei Wochen zugegangen sind und sie bis zur Entscheidung des SG
mit Gerichtsbescheid vom 22. Oktober 2018 (nach einer Erinnerung und Hinweis auf
die beabsichtigte Entscheidung durch Gerichtsbescheid am 25. September 2018)
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mehr als drei Monate Gelegenheit hatte, sich zu den o.g. Gutachten zu Ã¤uÃ�ern.
DarÃ¼ber hinaus hat die KlÃ¤gerin nunmehr im Rahmen der
BerufungsbegrÃ¼ndung ausfÃ¼hrlich zu den o.g. Gutachten Stellung genommen,
so dass keine Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs erkennbar ist.

Die von der KlÃ¤gerin geÃ¤uÃ�erte Kritik an den Feststellungen der Dres. N./B. und
des Dr. V. im Rahmen der Begutachtung sind nicht geeignet, deren
Leistungsbeurteilung anzuzweifeln. Dies wird auch durch die ergÃ¤nzenden
Stellungnahmen des Dr. N. und des Dr. V. bestÃ¤tigt, in denen sie sich ausfÃ¼hrlich
zu den einzelnen Kritikpunkten geÃ¤uÃ�ert und ihren Standpunkt nochmals
bekrÃ¤ftigt haben. Dr. N. hat unter Bezugnahme auf die â�� bereits dem Gutachten
selbst beigefÃ¼gte â�� Bilddokumentation der BeweglichkeitsprÃ¼fung, aus der
sich die von ihm dargestellten Befunde bezÃ¼glich der Schultergelenke zum Teil
optisch nachvollziehen lassen und eine Ã�berkopfbewegung ersichtlich ist, die von
der KlÃ¤gerin vorgebrachte Behauptung widerlegt, dass eine PrÃ¼fung der
Ã�berkopfbeweglichkeit nicht stattgefunden habe. Er hat ferner seine
Beobachtungen zur fehlenden MÃ¼digkeit damit begrÃ¼ndet, dass die KlÃ¤gerin
auf chirurgisch-orthopÃ¤disch-rheumatologischem Fachgebiet insgesamt â�� mit
Pausen â�� an einem Tag von 10.30 Uhr bis 18.45 Uhr gesehen worden sei, was
seine Angaben nachvollziehbar macht. Zu Recht hat der SachverstÃ¤ndige
bezÃ¼glich der geltend gemachten Rheumaerkrankung darauf hingewiesen, dass
es sich nach der medizinischen Aktenlage nur um eine Verdachtsdiagnose handele
und dass diesbezÃ¼glich keine FunktionsstÃ¶rungen mit RÃ¼ckwirkung auf das
LeistungsvermÃ¶gen festzustellen waren. Im Hinblick auf die von der KlÃ¤gerin
nunmehr vorgebrachten LymphabflussstÃ¶rungen im Bereich der Brust hat er
darauf verwiesen, dass er LymphabflussstÃ¶rungen im Bereich der HÃ¤nde und
Arme untersucht und dokumentiert habe und solche im Bereich der Brust weder von
der KlÃ¤gerin erwÃ¤hnt worden seien, noch aus der Aktenlage hervorgingen und
darÃ¼ber hinaus fÃ¼r die Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens irrelevant seien.
Ferner hat der SachverstÃ¤ndige bezÃ¼glich der geÃ¤uÃ�erten Kritik, dass er die
von der KlÃ¤gerin geschilderten GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen lediglich auf das
Ã�bergewicht zurÃ¼ckgefÃ¼hrt habe, auf seine Auseinandersetzung mit der
Aktenlage, der Klinik und differenzialdiagnostischen Gedanken Bezug genommen
und den Vorwurf tendenziÃ¶ser Ã�uÃ�erungen mit Bezug auf das Ã�bergewicht
entschieden von sich gewiesen. Zu den geschilderten Magen-Darm-Beschwerden
hat er auf die bei der Begutachtung vorliegenden Befunde und die im Gutachten
dokumentierten Beschwerdeangaben der KlÃ¤gerin hingewiesen. Dr. N. und Dr. V.
haben darÃ¼ber hinaus Ã¼bereinstimmend angegeben, dass die Angaben der
KlÃ¤gerin zu ihren privaten AktivitÃ¤ten in ihrem Beisein diktiert worden seien und
deshalb weiterhin hiervon auszugehen sei. Dr. V. hat ferner klargestellt, dass
verschiedene Angaben der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren zu den AktivitÃ¤ten
(Besuch einmal wÃ¶chentlich bei der Mutter im Pflegeheim, gelegentlicher Besuch
der Enkelkinder) gar nicht von der Dokumentation im Gutachten abweichen und
nochmals bekrÃ¤ftigt, dass der geschilderte Tagesablauf gegen eine
ausgeprÃ¤gtere depressive Verstimmung spreche und die Diagnose keine
quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung rechtfertige. Zu der von KlÃ¤gerseite
beanstandeten Diagnose eines Schlafapnoesyndroms hat Dr. V. klargestellt, dass er
lediglich eine Verdachtsdiagnose, die schon von den behandelnden Ã�rzten gestellt
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worden sei, angegeben habe. Insgesamt sieht der Senat demnach keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, die LeistungseinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen Dr. N.
und Dr. V. in Frage zu stellen. Sie haben in ihrer ergÃ¤nzenden Stellungnahme
nochmals klargestellt, dass ihre Beurteilung auf einer objektiven
Tatsachengrundlage unter Zugrundlegung der Aktenlage, der eigenen Angaben der
KlÃ¤gerin und der von den SachverstÃ¤ndigen selbst erhobenen
Untersuchungsbefunde erfolgt ist. Entgegen den EinwÃ¤nden der KlÃ¤gerin sind
den Angaben der SachverstÃ¤ndigen auch nach EinschÃ¤tzung des Senats in den
Gutachten keine tendenziÃ¶sen Bemerkungen zu entnehmen, insbesondere hat Dr.
N. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme nochmals deutlich gemacht, nach
welchen Kriterien er seine Diagnosen gestellt hat und welche Rolle hierbei das
Ã�bergewicht der KlÃ¤gerin spielt. Soweit die KlÃ¤gerin die Angaben zu den
privaten AlltagsaktivitÃ¤ten ergÃ¤nzt bzw. berichtigt hat, ergeben sich keine
Auswirkungen auf die Leistungsbeurteilung. Zum einen haben Dr. N. und Dr. V.
nachvollziehbar dargelegt, dass die Angaben der KlÃ¤gerin in ihrer Anwesenheit
diktiert wurden, so dass sie die MÃ¶glichkeit gehabt hÃ¤tte, Ã�nderungen
vorzunehmen und davon auszugehen ist, dass die Angaben der KlÃ¤gerin im
Wesentlichen richtig wiedergegeben wurden. Zum anderen wÃ¼rden sich auch
unter BerÃ¼cksichtigung der EinwÃ¤nde der KlÃ¤gerin im Rahmen der
BerufungsbegrÃ¼ndung keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung ergeben. Denn es kann im Ergebnis z.B. dahinstehen, ob
die KlÃ¤gerin mit ihrem Hund dreimal tÃ¤glich eine Stunde spazieren geht oder ihn
Ã¼berwiegend allein laufen lÃ¤sst, wieviel sie ihrer Tochter hilft, wie hÃ¤ufig und in
welchem zeitlichen Umfang sie welche konkreten Gartenarbeiten erledigt und wer
im gemeinsamen Urlaub die Betreuung der Enkelkinder Ã¼bernimmt. Denn
jedenfalls ergibt sich â�� auch nach den modifizierten Angaben der KlÃ¤gerin â��
ein ausreichend strukturierter Tagesablauf mit ausreichenden AlltagsaktivitÃ¤ten
und sozialen Kontakten (am Vormittag den Haushalt erledigen, einkaufen, der
Tochter helfen, Besuche der Kinder und Enkel, gemeinsame Urlaube mit den Enkeln,
Kontakte mit der Familie der Zwillingsschwester und deren UnterstÃ¼tzung,
Besuche in der Therme im Mineralbad Bad Cannstatt, 3mal tÃ¤glich mit dem Hund
rausgehen und dabei mit anderen Leuten sprechen, einmal in der Woche Besuch
der Mutter im Pflegeheim, ab und zu Gartenarbeit, gute Kontakte zu Freunden, als
Hobbys Geschichten schreiben, werkeln und basteln), der keine Anhaltspunkte fÃ¼r
ein eingeschrÃ¤nktes zeitliches LeistungsvermÃ¶gen auch im Hinblick auf leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes bietet. Etwas Anderes ergibt sich auch
nicht aus der sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft der Dr. L. Die von ihr
beschriebenen Beschwerdesymptome (z.B. DurchfÃ¤lle, Magen-Darm-Beschwerden,
SchlafstÃ¶rungen, Ã�ngste, Ã�berforderungsgefÃ¼hl, ErschÃ¶pfung) wurden zum
groÃ�en Teil auch im neurologisch-psychiatrischen Gutachten des Dr. V.
berÃ¼cksichtigt und in die Beurteilung der LeistungsfÃ¤higkeit einbezogen.
DarÃ¼ber hinaus hat Dr. L. bezÃ¼glich der Depression und der
SomatisierungsstÃ¶rung zum Teil deutliche (zeitweise) Verbesserungen und im
Hinblick auf die von ihr diagnostizierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung immerhin eine
diskrete Minderung im Verlauf der Behandlung erwÃ¤hnt. Insgesamt sind somit
keine WidersprÃ¼che zu den bereits ausfÃ¼hrlich dargelegten schlÃ¼ssigen
Feststellungen im Gutachten des Dr. V. erkennbar und ergeben sich keine
Anhaltspunkte fÃ¼r eine dauerhafte zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung im Hinblick
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auf leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Auch durch die geschilderten Magen- und Darm-Beschwerden ist keine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung erkennbar. Es spielt dabei keine Rolle, ob es sich
tatsÃ¤chlich um eine Morbus Crohn-Erkrankung oder â�� wie von den
SachverstÃ¤ndigen angenommen â�� um psychosomatische Beschwerden mit
DurchfÃ¤llen, die bei emotionaler Anspannung auftreten bzw. ein
Reizdarmsyndrom, handelt, weil es auf die tatsÃ¤chlich vorliegende
FunktionseinschrÃ¤nkung ankommt. Abgesehen von lÃ¤nger andauernden akuten
AnfÃ¤llen, die mÃ¶glicherweise eine ArbeitsunfÃ¤higkeit bedingen kÃ¶nnen, ist hier
dauerhaft keine relevante EinschrÃ¤nkung zu erwarten bzw. allenfalls als weitere
qualitative EinschrÃ¤nkung zu berÃ¼cksichtigen, dass am Arbeitsplatz eine Toilette
kurzfristig verfÃ¼gbar ist, was in den meisten FÃ¤llen gewÃ¤hrleistet sein dÃ¼rfte.

Sonstige GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen mit Auswirkung auf das zeitliche
LeistungsvermÃ¶gen sind nicht ersichtlich. Insbesondere ergeben sich aus dem in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung noch vorgelegten Bericht des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin/Rheumatologie Dr. R. vom 18. September 2019 keine Anhaltspunkte
fÃ¼r eine rentenrelevante LeistungseinschrÃ¤nkung. Im Hinblick auf die
beschriebenen Schmerzen und Schwellungen der Ellenbogengelenke, Schmerzen in
den HÃ¤nden, den Oberschenkeln, den HÃ¼ftgelenken, den Kniegelenken sowie
Schwellung an den Zehengelenken und herabgesetzte Feinmotorik der HÃ¤nde ist
derzeit nicht nachgewiesen, dass eine anhaltende FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
vorliegt, die der AusÃ¼bung von leichten kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes im Umfang von mindestens sechs Stunden
arbeitstÃ¤glich entgegensteht, zumal ein guter Effekt durch einen SteroidstoÃ�
erzielt werden konnte und eine Therapie mit Sulfasalazin eingeleitet wurde. Der
Senat hatte auch keine Veranlassung zu einer weiteren Beweiserhebung von Amts
wegen, insbesondere bestand kein Anlass â�� wie von der KlÃ¤gerin beantragt â��
weitere Gutachten auf orthopÃ¤dischem, rheumatologischem, internistischem und
psychologischem Fachgebiet einzuholen. Die Feststellungen im Gutachten der Dres.
N./B. bzw. im neurologisch-psychiatrischen Zusatzgutachten des Dr. V. sowie die
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen der SachverstÃ¤ndigen Dr. N. und Dr. V. waren fÃ¼r
die gerichtliche Entscheidungsfindung ausreichend, weil sie â�� wie bereits
ausgefÃ¼hrt â�� die bei der KlÃ¤gerin vorhandenen FunktionseinschrÃ¤nkungen
auf neurologisch-psychiatrischem bzw. chirurgisch-orthopÃ¤disch-
rheumatologischem und internistischem Fachgebiet und deren Auswirkungen auf
die LeistungsfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt schlÃ¼ssig darlegen.
Soweit die KlÃ¤gerin darauf hingewiesen hat, dass von den SachverstÃ¤ndigen
bestimmte Diagnosen (u.a. Rheuma, Morbus Crohn) nicht berÃ¼cksichtigt worden
seien, ist darauf hinzuweisen, dass es fÃ¼r die Beurteilung der LeistungsfÃ¤higkeit
der KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Wesentlichen auf die
funktionellen Auswirkungen â�� die in den o.g. Gutachten nachvollziehbar
dargestellt sind â�� und nicht die genaue diagnostische Einordnung ankommt, so
dass auch insoweit keine weiteren Ermittlungen von Amts wegen erforderlich sein.

Aus alldem ergibt sich, dass die KlÃ¤gerin noch in der Lage ist, unter
BerÃ¼cksichtigung der dargelegten qualitativen EinschrÃ¤nkungen zumindest
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kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Eine Pflicht zur Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit besteht nicht.
Eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai 2012 â�� B 5 R 68/11
R â�� juris) liegen bei der KlÃ¤gerin nicht vor. Weder die von den gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr. N./Dr. B. noch von Dr. V. genannten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen sind in ihrer Art oder Summe geeignet, die Gefahr einer
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes zu begrÃ¼nden. Im Regelfall kann davon
ausgegangen werden, dass ein Versicherter, der â�� wie die KlÃ¤gerin â�� nach
dem verbliebenen RestleistungsvermÃ¶gen noch zumindest kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten (wenn auch mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen) mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich verrichten kann, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter dessen
Ã¼blichen Bedingungen erwerbstÃ¤tig sein kann. Denn dem Versicherten ist es mit
diesem LeistungsvermÃ¶gen in der Regel mÃ¶glich, diejenigen Verrichtungen
auszufÃ¼hren, die in ungelernten TÃ¤tigkeiten in der Regel gefordert werden, wie
z. B. Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Kleben, Sortieren, Verpacken,
Zusammensetzen von Teilen usw. (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. Urteil
vom 19. Oktober 2011 â�� B 13 R 78/09 R â�� BSGE 109, 189).

Der Senat hat auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin eine TÃ¤tigkeit
nicht unter den in Betrieben Ã¼blichen Bedingungen ausÃ¼ben kann, weil die o.g.
SachverstÃ¤ndigen keine betriebsunÃ¼blichen Bedingungen beschrieben haben.

SchlieÃ�lich liegt nach den schlÃ¼ssigen Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.
N./Dr. B. und Dr. V. keine EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit vor, weil die
KlÃ¤gerin in der Lage, ist â�� wie von der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) gefordert â�� viermal tÃ¤glich etwas Ã¼ber 500 m in jeweils maximal 20
Minuten zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen und zweimal Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeiten zu benutzen (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 17.
Dezember 1991, 13/5 RJ 73/90, juris). Insbesondere hat der SachverstÃ¤ndige Dr. N.
bei der PrÃ¼fung des GehvermÃ¶gens auf dem Geh-Band festgestellt, dass die
KlÃ¤gerin 350 Meter in 10 Minuten bei einer 1Â°-Steigung zurÃ¼cklegen konnte,
was ohne lÃ¤ngere Pause die o.g. Gehstrecke ermÃ¶glichen wÃ¼rde. DarÃ¼ber
hinaus hat die KlÃ¤gerin einen FÃ¼hrerschein und nutzt ein ihr zur VerfÃ¼gung
stehendes Kfz. Auch EinschrÃ¤nkungen bei der Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel sind von den SachverstÃ¤ndigen nicht erwÃ¤hnt worden.

Die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil die KlÃ¤gerin nicht
vor dem 2. Januar 1961 geboren ist (Â§ 240 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI).

Da das SG somit zu Recht die Klage abgewiesen hat, weist der Senat die Berufung
zurÃ¼ck.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Im Rahmen des dem Senat nach Â§
193 SGG eingerÃ¤umten Ermessens war fÃ¼r den Senat maÃ�geblich, dass die
KlÃ¤gerin mit der Rechtsverfolgung ohne Erfolg geblieben ist und die Beklagte

                            14 / 15

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20R%2068/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20R%2068/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%2078/09%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20109,%20189
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=13/5%20RJ%2073/90
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

keinen Anlass zur Klageerhebung gegeben hat. Der Senat hÃ¤lt es auch im Falle
einer ZurÃ¼ckweisung des Rechtsmittels fÃ¼r erforderlich, nicht nur Ã¼ber die
Kosten des Rechtsmittelverfahrens zu entscheiden, sondern auch Ã¼ber die Kosten
der vorausgehenden Instanz (so LÃ¼dtke/Berchtold, a.a.O., Â§ 193 Rdnr. 8;
erkennender Senat, Urteil vom 19. November 2013, L 13 R 1662/12, verÃ¶ffentlicht
in Juris; a.A. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Kommentar zum SGG, 12. Auflage, Â§
193 SGG Rdnr. 2a; Hintz/Lowe, Kommentar zum SGG, Â§ 193 SGG Rdnr. 11; Jansen,
Kommentar zum SGG, 4. Auflage, Â§ 193 SGG Rdnr. 4).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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